
\ ' 1 

• REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

GZ 79.500/33-VII/10/89 

An die 
Parlamentsdirektion 

Parlament 
1017 Wien 

A-1031 Wien, 
RadetzkystraBe 2 
Tel. (0222) 711 58 
Teletex: 322 15 64 BKAG 
DVR: 0000019 

Gesetzentvvurf 

Zl.. ......... ?k ..... -GE/19.~(~ 
Datum 5'. s, 'le8f 

.................................. / ................... ,7 

Verteilt~:.~~"~~~. 'JII$/"~~LJ 

Sachbearbeiter 
Muhr 

Klappe/Ow 

Entwurf eines Bundesgesetzes zur Bekämpfung 
der Infektiösen Bovinen Rhinotracheitis und 
der Infektiösen Pustulösen Vulvovaginitis 
( I BR/ I PV) ; 
Begutachtung 

Einer Entschließung des Nationalrates folgend übermittelt das 
Bundeskanzleramt 25 Exemplare des rubrizierten Gesetzesent­
wurfes. Die Begutachtungsfrist endet mit 31. Mai 1989. 
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19. April 1989 
Für den Bundesminister 

für Gesundheit und öffentlicher Dienst: 
Bob e k 
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E N T W U R F 

Bundesgesetz 

vom zur Bekämpfung der Infektiösen Bovinen Rhinotrachei­

tis und der Infektiösen Pustulösen Vulvovaginitis (IBR/IPV-Gesetz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1. (1) Die Infektiöse Bovine Rhinotracheitis (IBR) und die In­

fektiöse Pustulöse Vulvovaginitis (IPV) der Rinder ist nach Maß­

gabe dieses Bundesgesetzes zu bekämpfen. 

(2) Die Bestimmungen des Deckseuchengesetzes, BGBl.Nr. 22/1949, in 

der jeweils geltenden Fassung und der auf Grund des Deckseuchenge­

setzes erlassenen Verordnung, BGBl.Nr. 62/1949, in der jeweils 

geltenden Fassung werden durch dieses Bundesgesetz nicht berührt. 

§ 2. (1) Mit den in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Untersuchun­

gen sind die Amtstierärzte zu betrauen. 

(2) Sofern mit den Amtstierärzten nicht das Auslangen gefunden 

wird, hat der Landeshauptmann freiberufliche Tierärzte zu bestel­

len. Hiebei sind vornehmlich im politischen Bezirk ansässige Tier­

ärzte heranzuziehen. 

§ 3. (1) Eine serologische Untersuchung im Sinne dieses Bundesge­

setzes ist die Untersuchung des Blutserums oder des Milchserums 

eines Rindes auf das Vorhandensein spezifischer Antikörper gegen 

das Virus der IBR/IPV durch eine Untersuchungsstelle (§ 4) nach 
einem vom Bundeskanzler festgelegten Verfahren. 
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(2) Der Bundeskanzler kann durch Verordnung gemäß den Erfordernis­
sen einer möglichst zweckmäßigen, raschen, einfachen und kosten­
sparenden Untersuchung der Rinder und den Erfordernissen des 

internationalen Tierverkehrs nach dem jeweiligen Stand der vete­

rinärmedizinischen Wissenschaft auch andere Untersuchungsverfahren 
als die in Abs. 1 genannte serologische Untersuchung anordnen. 

(3) Das Ergebnis der serologischen Untersuchung hat zu lauten: 
1. "positiv", wenn durch den Nachweis spezifischer Antikörper auf 

eine Infektion des Tieres mit dem Erreger der IBR/IPV zu 

schließen ist, 
2. "negativ", wenn spezifische Antikörper mit Sicherheit nicht 

nachgewiesen werden, 
3. "zweifelhaft", wenn das Serum weder "positiv" noch "negativ" zu 

beurteilen ist. 

§ 4. Der Bundeskanzler hat durch Verordnung Untersuchungsstellen 
zu bestimmen, welche die nach diesem Bundesgesetz vorgesehenen 
serologischen und sonstigen Untersuchungen auf IBR/IPV vorzunehmen 
haben. Diese müssen im Hinblick auf ihre personelle und apparative 
Ausstattung hiefür geeignet sein. 

§ 5. Bestand im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Gesamtheit der 
Rinder eines Tierhaltungsbetriebes, die wirtschaftlich und be­
treuungsmäßig eine selbständige Einheit darstellt. 

§ 6. (1) Als Inverkehrsetzen gilt unbeschadet des Abs. 2 das 

Bringen eines Rindes 
1. auf einen Markt, eine Auktion, eine Ausstellung oder eine Tier­

schau oder 
2. in einen anderen Bestand anläßlich des Wechsels des ständigen 

Aufenthaltsortes oder 
3. mittels Eisenbahn, Schiff, Kraftfahrzeug (Anhänger), Luftfahr­

zeug oder auf sonstige weise über den Bereich einer Gemeinde 

hinaus oder 
4. zum Deckgeschäft oder 

5. auf Gemeinschaftsweiden. 
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(2) Als Inverkehrsetzen gilt nicht das Bringen eines Rindes 
1. in eine in Österreich gelegene Schlachtanlage zur unmittelbar 

darauffolgenden Schlachtung oder 

2. auf eine in Österreich gelegene Weide, wenn beim Weidegang der 

Kontakt mit Rindern anderer Bestände mit Sicherheit ausge­
schlossen werden kann. 

§ 7. Reagent ist 
1. ein Rind, bei dem der Erreger der IBR/IPV nachgewiesen werden 

konnte, oder 

2. ein Rind im Alter von sechs Monaten oder darüber, bei dem das 
Ergebnis der serologischen Untersuchung "positiv" lautete, oder 

3. ein Rind im Alter von sechs Monaten oder darüber, bei dem das 

Ergebnis von drei aufeinanderfolgenden serologischen Unter­
suchungen "zweifelhaft" lautete. 

§ 8. (1) IBR/IPV-verdächtig ist ein Rind, 
1. bei dem das Ergebnis der serologischen Untersuchung "zweifel­

haft" lautete oder 
2. das Krankheitserscheinungen aufweist, die den Verdacht der 

IBR/IPV erwecken. 

(2) Ein Rind, bei dem das Ergebnis der serologischen Untersuchung 

"zweifelhaft" lautete, ist nicht mehr verdächtig, wenn das Ergeb­
nis zweier aufeinanderfolgender Wiederholungsuntersuchungen des 
verdächtigen Rindes, die im Abstand von mindestens vier Wochen 
vorgenommen wurden, "negativ" lautete. Die Wiederholungsunter­
suchungen dürfen nicht im Zeitraum von sechs Wochen vor bis sechs 

Wochen nach dem Abkalben erfolgen. 

§ 9. (1) Ansteckungsverdächtig ist ein Rind, das 
1. mit einem Reagenten gemeinsam oder innerhalb der letzten drei 

Monate vor Feststellung eines Reagenten gemeinsam mit diesem 

untergebracht war oder 
2. mit einem Reagenten auf der Weide, auf einem Transport, beim 

Deckakt, auf einem Tiermarkt oder in anderer Weise als in Z 1 

in Berührung gekommen ist. 
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(2) Ein Rind ist nicht mehr ansteckungsverdächtig, wenn frühestens 
vier Wochen nach Beseitigung der Ansteckungsmöglichkeiten die 

erste Nachuntersuchung und frühestens vier Wochen nach der ersten 
Nachuntersuchung eine zweite Nachuntersuchung des Rindes vorgenom­
men wurde und deren Ergebnisse "negativ" lauteten. 

§ 10. IBR/IPV-verseucht ist ein Bestand, in dem sich ein oder 
mehrere Reagenten befinden oder befunden haben. Er gilt solange 
als verseucht, bis die Voraussetzungen des § 11 Abs. 3 erfüllt 
sind. 

§ 11. (1) Ein Bestand ist anerkannt IBR/IPV-frei, wenn im Zuge der 
nach diesem Bundesgesetz vorgenommenen Untersuchungen oder Erhe­

bungen keine Reagenten, IBR/IPV-verdächtigen oder ansteckungsver­
dächtigen Tiere festgestellt worden sind. 

(2) Besteht ein Bestand nur aus Rindern, die nach dem Zeitpunkt 
der letzten für das Gebiet dieses Bestandes angeordneten Unter­
suchung (§ 15) aus anerkannt IBR/IPV-freien Beständen eingebracht 
wurden, so gilt er als anerkannt IBR/IPV-frei. 

(3) Ein IBR/IPV-verseuchter Bestand (§ 10) wird zu einem anerkannt 
IBR/IPV-freien Bestand, wenn 

1. alle Reagenten ausgemerzt worden sind und 

2. nach Entfernung des letzten Reagenten die Desinfektion durchge­
führt wurde und 

3. frühestens vier Wochen nach Durchführung der Desinfektion das 
Ergebnis zweier, im Abstand von vier Wochen aufeinanderfolgen­

der Nachuntersuchungen aller Rinder des Bestandes im Alter von 
sechs Monaten und darüber (§ 23 Abs. 2) "negativ" lautete. 

§ 12. (1) IBR/IPV-frei ist ein Land oder ein Teil eines Landes, 
der mindestens einem politischen Bezirk entspricht, in dem alle 

Rinderbestände mindestens zweimal untersucht worden sind und in 
dem bei der letzten Untersuchung weniger als 0,5 \ aller Rinderbe­

stände als IBR/IPV-verseucht (§ 10) oder weniger als 0,2 \ aller 
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untersuchten Rinder als Reagenten (§ 7) ermittelt werden. Ein 
solches Gebiet ist vom Bundeskanzler durch Verordnung zum IBR/IPV­
freien Gebiet zu erklären. 
(2) Verliert ein solches Gebiet die Voraussetzungen für ein 
IBR/IPV-freies Gebiet, so ist die gemäß Abs. 1 erlassene Verord­
nung entsprechend zu ändern. 

Abschnitt 11 
Allgemeine Schutzmaßregeln 

§ 13. (1) Es ist verboten, Reagenten, IBR/IPV-verdächtige und 
ansteckungsverdächtige Rinder sowie Rinder aus Beständen, die 
nicht anerkannt IBR/IPV-frei sind, in Verkehr zu setzen. 
(2) Der Tierhalter und sein Beauftragter haben dafür zu sorgen, 
daß für die Rinder, die in Verkehr gesetzt werden, veterinärbe­
hördliche Zeugnisse ausgestellt sind, denen zu entnehmen ist, daß 
die Tiere aus einem anerkannt IBR/IPV-freien Bestand stammen. Die 
Ausstellung dieser Zeugnisse obliegt dem Landeshauptmann. Für 
jedes Rind ist ein Zeugnis gemäß § 17 auszustellen. Dieses ver­
liert nach Ablauf von 30 Tagen, vom Tag der Ausstellung an gerech­
net, seine Gültigkeit. 
(3) Über Verlangen des Tierhalters oder seines Beauftragten ist im 
Zeugnis das negative Ergebnis einer serologischen Untersuchung zu 
bescheinigen. 
(4) Liegt der Herkunftsbestand eines Rindes in einem IBR/IPV­
freien Gebiet (§ 12), so ist dies über Verlangen des Tierhalters 
oder seines Beauftragten im Zeugnis zu bestätigen. 
(5) Rinderhalter dürfen nur Rinder in ihren Bestand einstellen, 
für die Zeugnisse gemäß Abs. 2 ausgestellt worden sind. 

§ 14. Der Landeshauptmann hat die Rinderbestände in Evidenz zu 

halten. 

§ 15. (1) Der Landeshauptmann hat durch Verordnung periodische 
Untersuchungen auf IBR/IPV (§ 3) anzuordnen. Diese Untersuchungen 
haben sich auf alle Rinder im Alter von zwei Jahren und darüber 
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des Landes oder eines Teiles desselben zu erstrecken. Sie sind in 
zeitlichen Abständen gemäß Abs. 2 durchzuführen. 
(2) Der Bundeskanzler hat durch Verordnung die zeitlichen Abstände 

zwischen den einzelnen periodischen Untersuchungen zu regeln. Die 
Abstände liegen zwischen ein und drei Jahren und richten sich nach 
Maßgabe des Zeitpunktes der Bekämpfung der Seuche, nach Maßgabe 
des Verseuchungsgrades und nach den Erfordernissen des Viehexpor­

tes. 
§ 16. Rinder, die vorn Tierarzt (§ 2) einer serologischen oder 
einer nach § 3 Abs. 2 angeordneten Untersuchung unterzogen werden, 
sind mit einer amtlichen Ohrmarke zu versehen, falls sie ohne 
amtliche Ohrmarke oder ohne einer von einer anerkannten Leistungs­
kontrollorganisation eingezogenen Lebensnurnrnermarke angetroffen 

werden. 

§ 17. Formulare für die nach diesem Bundesgesetz auszustellenden 
Zeugnisse sind vom Bundeskanzler aufzulegen. 

Abschnitt 111 
Besondere Schutzmaßregeln 

§ 18. (1) Anzuzeigen sind: 

1. Krankheitserscheinungen am lebenden Rind, die den Verdacht der 
1BR/1PV erwecken, oder 

2. Veränderungen am toten Rind, die den Verdacht der 1BR/1PV er­
wecken, oder 

3. positive oder zweifelhafte serologische oder gemäß § 3 Abs. 2 
erhobene Befunde auf 1BR/1PV oder 

4. Nachweise des Erregers der 1BR/1PV bei Rindern oder 

5. Verwerfen nach mehr als dreimonatiger Trächtigkeit. 

(2) Die Anzeige hat 
1. der zugezogene Tierarzt, 
2. der Tierhalter oder die vom Tierhalter mit der Obhut und Auf­

sicht über die Tiere betraute Person und 
3. jede Person, der zufolge ihres Berufes die Erkennung von an­

zeigepflichtigen Tierseuchen zumutbar ist, 
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der Bezirksverwaltungsbehörde binnen 24 Stunden zu erstatten. 
(3) Die Anzeigepflicht der unter Abs. 2 Z 2 angeführten Personen 
entfällt, wenn ein Tierarzt zugezogen wurde. Die Anzeigepflicht 
der unter Abs. 2 Z 3 angeführten Personen entfällt, wenn eine 
Anzeige nach Abs. 2 Z 1 oder 2 erfolgt ist. 
(4) Die Untersuchungsstelle (§ 4) hat die Untersuchungsbefunde 
unverzüglich der Bezirksverwaltungsbehörde zu übermitteln. 

§ 19. (1) Nach Einlangen der Anzeige oder der Untersuchungsbefunde 
gemäß § 18 hat die Bezirksverwaltungsbehörde die nötigen Erhebun­
gen an Ort und Stelle vorzunehmen und allenfalls diagnostische 
Verfahren bei allen Rindern des Bestandes durchzuführen. 
(2) Lautet das Ergebnis einer serOlogischen Untersuchung auf 
"IBR/IPV-zweifelhaft", so ist die Untersuchung des betreffenden 
Rindes in Abständen von mindestens vier Wochen so oft zu wieder­
holen, bis das Rind als Reagent (§ 7) festgestellt wird oder nicht 
mehr verdäChtig (§ 8 Abs. 2) ist. Die Wiederholungsuntersuchungen 
dürfen nicht in dem Zeitraum von sechs Wochen vor bis sechs Wochen 
nach dem Abkalben erfolgen. 
(3) Hat die Bezirksverwaltungsbehörde IBR/IPV in einem Bestand 
festgestellt, so hat sie sämtliche Rinder des Bestandes im Alter 
von sechs Monaten und darüber zu untersuchen. Ferner sind auch 
alle Rinder jener Bestände, die als Ansteckungsquelle in Betracht 
kommen, sowie alle ansteckungsverdächtigen Rinder (§ 9) anderer 
Bestände im Alter von sechs Monaten und darüber zu untersuchen 
(Nachuntersuchung). 
(4) Der Tierhalter ist verpflichtet, die Untersuchungen zu dulden, 
die nötigen Auskünfte zu erteilen und die zur Feststellung des 
Sachverhaltes notwendigen Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Er 
hat ferner für die nötige Hilfeleistung bei den behördlichen 
Erhebungen und Untersuchungen zu sorgen. 
(5) Der Amtstierarzt oder der nach § 2 Abs. 2 bestellte Tierarzt 
hat Reagenten durch zweimalige Lochung des linken Ohres zu kenn­

zeichnen. 
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§ 20. (1) Es ist verboten, 
1. in einem IBR/IPV-verseuchten Bestand (§ 10) Rinder einzubringen 

oder 
2. die Rinder eines IBR/IPV-verseuchten Bestandes auf Weideflächen 

zu bringen, die auch von Rindern anderer Bestände benützt wer­
den, oder 

3. weibliche Rinder eines IBR/IPV-verseuchten Bestandes mit 

Stieren anderer Bestände decken zu lassen oder 
4. weibliche Rinder anderer Bestände mit Stieren eines IBR/IPV­

verdächtigen Bestandes decken zu lassen oder 

5. Stiere eines IBR/IPV-verseuchten Bestandes zur künstlichen 
Besamung zu verwenden oder 

6. IBR/IPV-Reagenten anderswohin als zur Schlachtung zu bringen 

oder 
7. Rinder einer Impfung gegen IBR/IPV zu unterziehen oder 

8. IBR/IPV-Reagenten, IBR/IPV-verdächtige und IBR/IPV-ansteckungs­
verdächtige Rinder einer Behandlung zu unterziehen oder 

9. Embryonen, die von Rindern eines IBR/IPV-verseuchten Bestandes 
gewonnen wurden, auf Ammentiere anderer Bestände zu übertragen. 

(2) Der Tierhalter hat 

1. die Abgabe von Rindern aus einem IBR/IPV-verseuchten Bestand 
oder das Bringen IBR/IPV-verdächtiger Rinder zur Schlachtung 
der Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen und 

2. die Reagenten bis zu ihrer Ausmerzung gesondert von den anderen 
Rindern des IBR/IPV-verseuchten Bestandes aufzustallen und zu 
betreuen. 

§ 21. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Ausmerzung von 
Reagenten durch Bescheid zu verfügen. Diese Reagenten sind der 
Schlachtung zuzuführen. 

(2) In dem Bescheid gemäß Abs. 1 sind die auszumerzenden Rinder 

durch Angabe der laufenden Nummer, der Rasse, des Geschlechtes, 

des Geburtsjahrganges, bei Rindern unter einem Jahr auch des Ge­
burtsmonates, sämtlicher Ohrmarkennummern sowie der Tätowierung 

näher zu bezeichnen. 
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(3) Die Ausmerzfrist ist mit 
1. drei Monaten für Bestände mit einem oder mehreren Reagenten, 

wobei die Zahl der Reagenten jedoch höchstens 20 \ der Rinder 
des Bestandes im Alter von sechs Monaten und darüber betragen 
darf, 

2. neun Monaten für alle übrigen Fälle 
festzusetzen. 
(4) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die Ausmerzung sämtlicher 
Rinder eines Bestandes anzuordnen, wenn die Summe der Reagenten 
mindestens 75 \ der Rinder des Bestandes im Alter von sechs Mona­
ten und darüber beträgt. 
(5) Der Fleischuntersuchungstierarzt hat über die erfolgte 
Schlachtung von Rindern, die auf Grund der angeordneten Ausmerzung 
geschlachtet wurden, dem Tierhalter eine Bestätigung auszustellen. 

§ 22. (1) Tierhalter haben für Rinder, die gemäß § 21 auszumerzen 
sind, Anspruch auf eine Ausmerzentschädigung, sofern die fristge­
rechte Abgabe sämtlicher zur Ausmerzung bestimmter Rinder eines 
Bestandes zur Schlachtung nachgewiesen und deren Schlachtung durch 
eine Bestätigung (§ 21 Abs. 5) bescheinigt wird. 
(2) Die Ausmerzentschädigung beträgt je Rind 2 850 S (Grundbe­
trag). Zu diesem Grundbetrag kommen für Rinder aus Bergbauernbe­
trieben ein Betriebszuschlag von 950 S und für Herdebuchrinder ein 
Herdebuchzuschlag von 950 S hinzu. 
(3) Als Bergbauernbetriebe gelten die Betriebe im Sinne des § 2 
Abs. 2 des Landwirtschaftsgesetzes, BGBI.Nr. 299/1976, in der 
jeweils geltenden Fassung. 
(4) Der Herdebuchnachweis ist durch Vorlage einer Bestätigung 
einer von der Landwirtschaftskammer anerkannten Züchtervereinigung 
zu erbringen. 
(5) Gebührt für die auszumerzenden Rinder eine Entschädigung nach 
diesem Bundesgesetz und nach einer anderen Rechtsvorschrift des 
Bundes, so ist nur eine Entschädigung und zwar nach jener Rechts­
vorschrift zu leisten, die für das auszumerzende Rind den höchsten 
Entschädigungsbetrag vorsieht. 

212/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)10 von 27

www.parlament.gv.at



- 10 -

(6) Über die Gewährung der Ausmerzentschädigung entscheidet der 
Bundeskanzler. 

§ 23. (1) Nach Entfernung sämtlicher gemäß § 21 auszumerzenden 
Rinder ist der Stall unter Aufsicht der Bezirksverwaltungsbehörde 

nach deren Anordnung zu desinfizieren. Hiezu sind nach Möglichkeit 
besonders geschulte Organe und geeignete Geräte im Sinne des § 2b 
Abs. 1 des Tierseuchengesetzes, RGB1.Nr. 177/1909, in der jeweils 

geltenden Fassung heranzuziehen. Bei der Desinfektion hat der 
Tierhalter die nötige Hilfe zu leisten. 
(2) Nach Entfernung der auszumerzenden Rinder sind zwei Nachunter­

suchungen sämtlicher Rinder des Bestandes im Alter von sechs Mona­

ten und darüber vorzunehmen. Der Zeitabstand zwischen der Entfer­
nung der auszumerzenden Rinder und der ersten Nachuntersuchung hat 
mindestens vier Wochen zu betragen. Die zweite Nachuntersuchung 
hat im Abstand von mindestens vier Wochen nach der ersten Nach­
untersuchung zu erfolgen. 

§ 24. Wenn es zur Aufdeckung eines vermuteten Seuchenherdes er­
forderlich ist, hat die Bezirksverwaltungsbehörde die Untersuchung 
von Rindern im erforderlichen Umfang anzuordnen. § 19 Abs. 4 gilt 

entsprechend. 

Abschnitt IV 
Behörden 

§ 25. (1) Die Bekämpfung der IBR/IPV obliegt dem Landeshauptmann, 
soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist. 
(2) Wenn es im Interesse der ZweCkmäßigkeit, RaSChheit, Einfach­
heit und Kostenersparnis liegt, kann der Landeshauptmann die Be­
zirksverwa1tungsbehörden ermächtigen, die Evidenz der Rinderbe­

stände gemäß § 14 zu führen und die Zeugnisse gemäß § 13 Abs. 2 

bis 4 und gemäß § 29 auszustellen. 
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Abschnitt V 
Finanzielle Bestimmungen 

§ 26. (1) Der Bund hat die Kosten der Ausmerzentschädigung, der 
Untersuchungen gemäß § 19 Abs. 1 bis 3, § 23 Abs. 2 und § 24, der 
Desinfektion (§ 23 Abs. 1) sowie der auf Grund dieses Bundesge­
setzes einzuziehenden Ohrmarken (§ 16) zu tragen. 
(2) Der Tierhalter hat die Kosten zu tragen, die aus Anlaß der 
periodischen Untersuchungen (§ 15), der Absonderung sowie der 
Wartung und Beaufsichtigung der Rinder auflaufen. 
(3) Der Bundeskanzler hat die Entgelte für die Vornahme der perio­
dischen Untersuchungen nach dem Grundsatz der Kostendeckung in 
einem Tarif im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen 
festzusetzen. 

§ 27. Die durch dieses Bundesgesetz unmittelbar veranlaßten Ein­
gaben und Zeugnisse sind von den Stempelgebühren sowie von den 
Bundesverwaltungsabgaben befreit. 

§ 28. Wer 

Abschnitt VI 
Strafbestimmungen 

1. entgegen § 13 Abs. 1 und 2 Rinder in Verkehr setzt oder 
2. entgegen § 13 Abs. 5 Rinder in seinen Bestand einstellt, für 

die keine Zeugnisse gemäß § 13 Abs. 2 ausgestellt sind, oder 
3. entgegen § 18 der Verpflichtung zur Anzeige nicht oder nicht 

rechtzeitig nachkommt oder 
4. entgegen § 19 Abs. 4 oder § 24 die Durchführung der behörd­

lichen Erhebungen oder Untersuchungen verhindert oder behindert 
oder nicht für die nötige Hilfeleistung sorgt oder 

5. einem oder mehreren Geboten oder Verboten des § 20 zuwiderhan­
delt oder 

6. einer gemäß § 21 angeordneten Ausmerzung nicht oder nicht in­
nerhalb der festgesetzten Frist nachkommt oder 
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7. als Tierhalter entgegen § 23 Abs. 1 bei der Desinfektion nicht 
die nötige Hilfe leistet 

begeht, sofern nicht der Tatbestand einer gerichtlich strafbaren 
Handlung vorliegt, eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geld­

strafe bis zu 60 000 S zu bestrafen. 

Abschnitt VII 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 29. Während der ersten 30 Monate nach Inkrafttreten dieses Bun­
desgesetzes dürfen auch Rinder aus nicht IBR/IPV-verseuchten Be­
ständen, die nicht anerkannt IBR/IPV-frei sind, in Verkehr gesetzt 
werden, wenn für sie vom Landeshauptmann veterinärbehördliche 
Zeugnisse ausgestellt wurden, aus denen hervorgeht, daß die Tiere 
aus einem Bestand stammen, in dem während der letzten drei Jahre 
Fälle von IBR/IPV nicht zur amtlichen Kenntnis gelangt sind und 

daß in Verkehr gesetzte Rinder innerhalb der letzten 30 Tage einer 
serologischen Untersuchung auf IBR/IPV mit dem Ergebnis "negativ" 
unterzogen wurden. Das Zeugnis verliert nach dem Ablauf von 30 

Tagen, gerechnet vom Tag der Ausstellung an, seine Gültigkeit. 

§ 30. (1) Während der ersten 30 Monate nach Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes gilt ein Rinderbestand auch dann als anerkannt 

IBR/IPV-frei, wenn 
1. im Bestand in den letzten drei Jahren IBR/IPV nicht zur amt­

lichen Kenntnis gelangt ist und 

2. die Rinder des Bestandes im Alter von zwei Jahren und darüber 

in den letzten 30 Monaten einmal einer serologischen Unter­
suchung unterzogen wurden, deren Ergebnis bei allen Tieren 

"negativ" lautete. 
(2) Bestände, in denen während der letzten drei Jahre IBR/IPV zur 
amtlichen Kenntnis gelangt ist, gelten erst nach Zutreffen der 
Voraussetzungen des § 11 Abs. 3 als anerkannt IBR/IPV-frei. 
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§ 31. Für Rinder, die auf Grund der Sonderrichtlinien des Bundes­

ministers für Land- und Forstwirtschaft zur Schaffung IBR-freier 

Bestände, als IBR/IPV-Reagenten festgestellt wurden und erst nach 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes zur Schlachtung verbracht 
werden, sind die Ausmerzbeihilfen vom Bundesminister für Land- und 

Forstwirtschaft nach diesen Sonderrichtlinien zu leisten. 

§ 32. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1990 in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits 
von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden; sie 

dürfen frühestens zugleich mit dem Inkrafttreten dieses Bundesge­
setzes in Kraft gesetzt werden. 
(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist mit Ausnahme der 
§§ 27 und 31 der Bundeskanzler, hinsichtlich des § 26 Abs. 3 im 

Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen betraut. Mit der 
Vollziehung des § 27 ist hinsichtlich der Stempelgebühren der 

Bundesminister für Finanzen, hinsichtlich der Bundesverwaltungsab­
gaben der Bundeskanzler betraut. Mit der Vollziehung des § 31 ist 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen 

mit dem Bundeskanzler betraut. 
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VORBLATT 

Problem: 

Die Infektiöse Bovine Rhinotracheitis (IBR) bzw. die Infektiöse 
Pustulöse Vulvovaginitis (IPV) ist eine Erkrankung des Rindes, die 

durch eine Infektion mit einem Herpesvirus (BHV 1) hervorgerufen 
wird. Die Seucheneinschleppung erfolgt fast ausschließlich durch 
Einstellung infizierter Rinder aus verseuchten Betrieben. Eine 
erfolgreiche Bekämpfung ist nur durch Ausmerzung dieser latenten 

Virusträger möglich. Zu diesem Zweck sind besondere gesetzliche 
Schutzmaßregeln erforderlich. Das in Aussicht genommene Gesetz ist 

EG-konform gestaltet. 

Ziel: 

Schaffung anerkannt IBR/IPV-freier Betriebe, zum Zwecke der Er­
haltung des Zucht- und Nutzrinderexportes, insbesondere in den 
EG-Raumi Verhinderung des Weitergreifens der Seuche und Tilgung 
der vorhandenen Seuchenherde auch im Hinblick auf die Erfordernis­

se im Inland. 

Inhalt: 

Beschränkung des Verkehrs mit Rindern auf Rinder aus Betrie­
ben, die anerkannt IBR/IPV-frei sind, und die Vorschreibung 

von Zeugnissen hiefüri 
Verpflichtung zu periodischen Untersuchungen der Rinder auf 
IBR/IPV und die Kennzeichnung der untersuchten Rinderi 

Anzeigepflichten betreffend das Auftreten von IBR/IPV und von 

IBR/IPV-Verdachti 
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Beschränkungen im Umgang mit IBR/IPV-Reagenten und Vorsichts­
maßnahmen bei IBR/IPV-verseuchten Beständen; 

mit Bescheid zu verfügende Verpflichtung zur Ausmerzung 
(Schlachtung) von IBR/IPV-verdächtigen Rindern gegen angemes­

sene Entschädigung innerhalb bestimmter Fristen; 
Verpflichtung zur Desinfektion von IBR/IPV-verseuchten 
Ställen; 

finanzielle Bestimmungen betreffend die Tragung und die Höhe 
der Ausmerzentschädigung; 
Strafbestimmungen. 

Alternativen: 

keine 

Kosten: 

Dem Bund werden nach dem derzeitigen Stand der Gebühren und Ent­
gelte in den ersten vier Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes 
voraussichtlich Kosten in der Höhe von insgesamt 87 000 000 S 

erwachsen. Nach Ablauf des vierjährigen Budgetprognosezeitraumes 
ist für die nächsten beiden Jahre mit Kosten von ca. 2 000 000 S 
pro Jahr für Entschädigungen, Tierärzte, Desinfektion und Kenn­
zeichnungsbehelfe zu rechnen. Nach einem Bekämpfungszeitraum von 
sechs Jahren können die Kosten des Bundes auf jährlich ca. 

1 000 000 S für Entschädigungen, Tierärzte, Desinfektion und Kenn­

zeichnungsbehelfe geschätzt werden. Weitere Kosten in der Höhe von 
ca. 3 500 000 S erwachsen dem Bund im ersten Jahr des Budgetprog­

nosezeitraumes durch den Ankauf von Geräten für die veterinärmedi­
zinischen Bundesanstalten zur Diagnostik der IBR/IPV. Zu diesen 
Kosten kommt noch ein Aufwand von jährlich 7 000 000 S für die 

Diagnostik an den veterinärmedizinischen Bundesanstalten im Zuge 
der Untersuchungen. Dieser Mehraufwand der veterinärmedizinischen 

Bundesanstalten, inklusive der Kosten für den Ankauf von Geräten 

zur Diagnostik der IBR/IPV, wird aber durch Mehreinnahmen, bedingt 

durch die Bezahlung der Untersuchungskosten durch die Tierhalter, 

gedeckt. 
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IBR/IPV-Gesetz 

ERLÄUTERUNGEN 

I. Allgemeines 

Die Infektiöse Bovine Rhinotracheitis bzw. die Infektiöse Pustu­
löse Vulvovaginitis ist eine Erkrankung des Rindes, die durch eine 
Infektion mit einem Herpesvirus (BHV 1) hervorgerufen wird. Sie 
äußert sich einerseits durch eine Erkrankung des Atmungstraktes 
mit einer Entzündung der Luftröhre, des Nasenrachenraumes und der 

Lidbindehäute mit gleichzeitigem Auftreten von Fieber (IBR), an­
dererseits kann eine Entzündung und Pustelbildung im Scheidenbe­

reich beim weiblichen Rind bzw. im Penisbereich beim männlichen 
Rind hervorgerufen werden (IPV). 

Da ein Rind nach der Infektion lebenslang latenter Virusträger 
sein kann, und nach einer Streßsituation (z.B. Transport) plötz­
lich zum Virusausscheider werden kann, erfolgt die Seuchenein­

schleppung fast ausschließlich durch Einstellung infizierter Rin­
der aus verseuchten Betrieben. Eine erfolgreiche Bekämpfung ist 
daher nur durch Ausmerzung dieser latenten Virusträger, die auch 
bei der serologischen Untersuchung ein positives Ergebnis aufwei­
sen, möglich. 

Auf Grund einer mehrjährigen Querschnittsuntersuchung, die 1986 
abgeschlossen wurde, ist mit einem durchschnittlichen Verseu­

chungsgrad von 1 % der Rinder zu rechnen. 

Im Sinne der Erhaltung des Zucht- und Nutzrinderexportes, beson­

ders in den EG-Raum, und der klaglosen Abwicklung der Sömmerung 
auf Almen im grenznahen Raum gilt es anerkannt IBR/IPV-freie 
Betriebe zu schaffen. 
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Auf Grund des Beschlusses der Bundesregierung vom 7. Juni 1977 

über allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderun­
gen aus Bundesmitteln, wurden im Oktober 1987 vom Bundesminister 
für Land- und Forstwirtschaft im Einvernehmen mit dem Bundesmini­
ster für Gesundheit und öffentlicher Dienst bereits Sonderricht­
linien für die Durchführung der Aktion zur Schaffung von IBR-frei­
en Rinderhaltungsbetrieben im Jahre 1987/1988 erlassen und, um die 
Erreichung des Zieles den betreffenden Rinderbesitzern ökonomisch 
möglich zu machen, für die geschlachteten Reagenten Ausmerzbeihil­
fen gewährt. 

Da durch ein freiwilliges Programm nicht alle rinderhaltenden 

Betriebe erfaßt werden und diese eine Ansteckungsquelle für be­
reits sanierte Betriebe darstellen, ist die Bekämpfung der IBR/IPV 

gesetzlich zu regeln. 

Zur Bekämpfung der IBR/IPV ist es nötig, amtswegige Reihenunter­
suchungen vorzusehen, wie sie sich schon bei der Bekämpfung der 
Rinder-Tbc, der Bangseuche und der enzootischen Rinderleukose 
bewährt haben. 

Die gesetzliche Regelung der IBR/IPV-Bekämpfung soll nicht im 

Rahmen des Tierseuchengesetzes erfolgen, dem solche Untersuchungen 
fremd sind, sondern durch ein eigenes Bundesgesetz. 

Der vorliegende Entwurf eines IBR/IPV-Gesetzes berücksichtigt die 
Seuchenlage Österreichs sowie die bisher im In- und Ausland ge­
machten Erfahrungen. Dem Bund werden nach dem derzeitigen Stand 

der Gebühren und Entgelte in den ersten vier Jahren nach Inkraft­
treten des Gesetzes voraussichtlich folgende Kosten erwachsen: 

1. Ausmerzentschädigungen 80 000 000 S 

2. Tierärztekosten bei Nach-
und Wiederholungsuntersuchungen 4 000 000 S 

3. Desinfektionskosten 2 500 000 S 

4. Kennzeichnungsbehelfe 

(Ohrmarken) 500 gog S 

87 000 000 S 
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Diese Kosten von insgesamt ca. 87 000 000 S werden sich auf die 
ersten vier Jahre nach Inkrafttreten des IBR/IPV-Gesetzes wie 
folgt aufteilen: 

im ersten Jahr etwa 28 % 
im zweiten Jahr etwa 32 % 
im dritten Jahr etwa 22 % 
im vierten Jahr etwa 18 % 

Nach Ablauf des vierjährigen Budgetprognosezeitraumes ist für die 
nächsten beiden Jahre, bedingt durch das Auftreten von neuen Rea­
genten, mit Kosten von ca. 2 000 000 S pro Jahr für Entschädigun­
gen, Tierärzte, Desinfektion und Kennzeichnungsbehelfe zu rechnen. 
Nach einem Bekämpfungszeitraum von sechs Jahren können die Kosten, 

die dem Bund auf Grund dieses Gesetzes für EntSChädigungen, Tier­

ärzte, Desinfektion und Kennzeichnungsbehelfe erwachsen, auf jähr­

lich ca. 1 000 000 S geschätzt werden. 

Zu diesen Kosten kommt noch der Aufwand, der dem Bund aus der 
Diagnostik an den veterinärmedizinischen Bundesanstalten im Zuge 

der Untersuchungen erwächst. Dieser Aufwand ist jährliCh mit zu­

sätzlich 7 000 000 S zu beziffern. Weitere Kosten in der HÖhe von 

ca. 3 500 000 S erwachsen dem Bund durch den Ankauf von Geräten 
zur Diagnostik der IBR/IPV. Diese Kosten von ca. 3 500 000 S fal­
len zur Gänze in das erste Jahr des Budgetprognosezeitraumes. 
Dieser Mehraufwand der veterinärmedizinischen Bundesanstalten, 
inklusive der Kosten für den Ankauf von Geräten zur Diagnostik der 

IBR/IPV, wird jedoch durch Mehreinnahmen, bedingt durch die 
Bezahlung der UnterSUChungSkosten durch die Tierhalter, gedeckt. 

Begründung der Kostenberechnung: 

Bei einem Rinderbestand von ca. 2,6 Millionen Rindern und einem 

erwarteten durchschnittlichen Verseuchungsgrad von 1 % ergeben 

sich 26 000 Reagenten. Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes werden 
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etwa 6 000 Reagenten im Rahmen des freiwilligen Bekämpfungsver­

fahrens ausgemerzt sein. Bei einer durchschnittlichen Ausmerzent­
schädigung von 4 000 S (Grundbetrag plus allfällige Zuschläge) 

betragen die Gesamtkosten der Ausmerzentschädigungen 80 000 000 S. 

Bei einer jährlichen Untersuchung von ca. 600 000 Rindern im Alter 
über zwei Jahren (entsprechend den Bang- und Leukoseuntersuchungs­
zahlen) kann in den beiden ersten Jahren mit jährlich 6 000 Rea­
genten und bei Nach- und Wiederholungsuntersuchungen in den be­
troffenen Beständen mit weiteren 500 Reagenten gerechnet werden, 

die jedoch auf Grund der Dauer der Abgabefristen und der Abrech­
nungszeit nicht alle im Feststellungsjahr auch entschädigt werden. 

An Nach- und Wiederholungsuntersuchungen und Zweituntersuchungen 
zur Absicherung des Untersuchungsergebnisses werden zusätzlich 
rund 200 000 Untersuchungen jährlich anfallen. Diese Untersuchun­
gen müssen von den veterinärmedizinischen Bundesanstalten kosten­
los durchgeführt werden. 

Nach den beiden ersten Bekämpfungsjahren wurden alle Betriebe 
bereits einmal untersucht. Die Höhe der Ausmerzentschädigungen in 
den folgenden beiden Jahren berechnet sich aus Reagenten bei Rin­
dern, die im Zuge der vorangegangenen periodischen Untersuchung 
mit negativem Befund untersucht, aber in der Zwischenzeit infi­

ziert wurden, aus Reagenten bei Rindern, die zum erstenmal unter­
sucht werden und aus von im vorangegangenen Jahr festgestellten 
Reagenten, für die noch keine Entschädigung geleistet wurde. 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung und Vollziehung eines 
solchen Gesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs. 1 Z 12 B-VG ("Vete­

rinärwesen"). 

11. Zu den einzelnen Bestimmungen 

zu § 1: 
Unter Bekämpfung sind sowohl die Maßnahmen zu verstehen, die ga­
rantieren sollen, daß nur 1BR/1PV-freie Rinder in Verkehr gebracht 
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werden, als auch die Maßnahmen, welche die Erkennung und Sanierung 
der einzelnen Seuchenherde zum Ziel haben. 

zu § 2: 
Grundsätzlich sind mit der Durchführung der Maßnahmen an den Rin­
dern nach diesem Bundesgesetz die Amtstierärzte zu betrauen. Da 
jedoch mit den Amtstierärzten nicht immer das Auslangen zu finden 
sein wird, werden auch freiberufliche Tierärzte mit amtlichen 
Agenden zu beauftragen sein, so wie dies bei der staatlichen 
Bangseuchenbekämpfung und Rinderleukosebekämpfung der Fall ist. 

zu § 3: 

Das wichtigste Verfahren zur Feststellung der IBR/IPV ist die 
serologische Untersuchung der Rinder. Daher geht der Gesetzentwurf 
näher auf diese Untersuchungen ein. Hiebei erscheint es auch nö­
tig, daß der Bundeskanzler die den jeweiligen Stand der Wissen­
schaft entsprechende Untersuchungstechnik festlegt. Da in Zukunft 
auch andere Untersuchungsverfahren als die serologische Unter­
suchung Bedeutung für die Diagnose von IBR/IPV gewinnen könnten, 
wird der Bundeskanzler ermächtigt, auch solche Verfahren anzuord­
nen. 

zu § 4: 

Für die Vornahme der in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Laborato­
riumsuntersuchungen sind in einer Verordnung die veterinärmedizi­
nischen Bundesanstalten und auch bestehende Landesanstalten einzu­
beziehen. 

zu § 5: 

Der Begriff "Bestand" ist im Hinblick auf seuchenhygienische Er­
wägungen definiert. 

zu § 6: 
Um Mißverständnisse, insbesondere im Hinblick auf den ähnlich 
lautenden Begriff "Inverkehrbringen" des Lebensmittelgesetzes 1975 
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zu vermeiden, wird der Begriff "Inverkehrsetzen" besonders genau 
umschrieben. 

zu § 7: 

Da das IBR/IPV-Virus in infizierten Rindern über lange Zeit persi­

stieren kann, ohne daß klinische Erscheinungen beobachtet werden, 
liegt der Schwerpunkt der Bekämpfung der IBR/IPV bei der Ausmer­
zung von gesund erscheinenden Reagenten. Es wurde deshalb für alle 
angesteckten Rinder die Bezeichnung "Reagent" gewählt, gleichgül­
tig, ob sie Erscheinungen der IBR/IPV zeigen oder nicht. 

zu § 8 Abs. 1: 
In den Z 1 und 2 ist angeführt, in welchen Fällen ein Rind als 
IBR/IPV-verdächtig anzusehen ist. 

zu § 8 Abs. 2: 

Zur Behebung des IBR/IPV-Verdachtes sind zwei serologische Unter­
suchungen mit negativem Ergebnis nötig. 

zu § 9 Abs. 1: 

Die IBR/IPV wird erfahrungsgemäß in erster Linie durch den unmit­
telbaren Kontakt von Tier zu Tier und über den Samen übertragen, 
daher begründet ein solcher Kontakt einen Ansteckungsverdacht. 
zu § 9 Abs. 2: 

Auf Grund der Dauer der Inkubationszeit, welche in seltenen Fällen 
mehrere Wochen betragen kann, sind zur Behebung des Ansteckungs­
verdachtes zwei Untersuchungen erforderlich, von denen die erste 
zweckmäßigerweise vier Wochen nach Behebung des Ansteckungsrisikos 
zu erfolgen hat und die zweite nach weiteren vier Wochen, um 
sicher alle angesteckten Tiere zu erfassen. 

zu § 11: 
Aufgabe der Behörde ist es, das Nachuntersuchungsverfahren so 

rasch wie möglich durchzuführen. Die Nachuntersuchungen erstrecken 

sich nur auf Rinder im Alter von sechs Monaten und darüber, da bei 
jüngeren Tieren das serologische Untersuchungsverfahren zur Ermit­

tlung von angesteckten Tieren nicht geeignet ist. 
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zu § 12: 

Der Begriff des IBR/IPV-freien Gebietes wurde unter Zugrundelegung 
der internationalen Normen auch im Hinblick auf den Rinderexport 

geregelt. Bei Anwendung des Gesetzes ist zu erwarten, daß das 
ganze Bundesgebiet in wenigen Jahren zum IBR/IPV-freien Gebiet 
erklärt werden wird. 

zu § 13: 
Um dem Handel mit Rindern aus nicht IBR/IPV-freien Beständen zu 
begegnen, ist einerseits das Inverkehrsetzen solcher Rinder zu 

verbieten und in der Folge unter Strafsanktion zu stellen; des­
gleichen ist auch die Einstellung von Rindern aus solchen Bestän­

den oder von Rindern deren Herkunft überhaupt unbekannt ist, zu 
untersagen. Das Zeugnis gemäß Abs. 2 ist für den Inlandverkehr mit 
Rindern bindend vorgeschrieben, das Zeugnis gemäß Abs. 3 und 4 

wird in der Regel nur im Zusammenhang mit dem Auftrieb auf Ver­

steigerungen oder dem Rinderexport auf Verlangen der Partei ausge­

stellt. 

zu § 15 Abs. 1: 

Da ältere Tiere wesentlich häufiger IBR/IPV-verseucht sind und der 
Verseuchungsgrad in Österreich nicht sehr hoch ist, erscheint es 
gerechtfertigt, die periodischen Untersuchungen auf Rinder im 

Alter von zwei Jahren und darüber zu beschränken. 

zu § 15 Abs. 2: 
Da die Seuchenlage in Abhängigkeit vom zeitlichen Ablauf des Be­
kämpfungsverfahrens unterschiedliche zeitliche Abstände zwischen 
den periodischen Untersuchungen erfordern kann, wird dem Bundes­
kanzler eine entsprechende Verordnungsermächtigung gegeben. Wegen 
der großen wirtschaftlichen Bedeutung des Rinderexportes müssen 
diese Erfordernisse im Gesetz berücksichtigt werden. Die periodi­
schen Untersuchungen auf IBR/IPV sollten mit den Untersuchungen 
auf Abortus Bang und Rinderleukose gekoppelt werden, wodurch eine 

unnötige Beunruhigung der Rinder vermieden, das Verfahren verein­
facht und überdies Kosten gespart werden könnten. 

212/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 23 von 27

www.parlament.gv.at



- 8 -

zu § 16: 

Die Bestimmungen sind analog jenen des Bangseuchen- und des Rin­
derleukosegesetzes gestaltet. 

zu § 17: 

Diese Bestimmung dient der Verwaltungsvereinfachung und der Ge­
währleistung der Verwendung bundeseinheitlicher Zeugnisformulare. 

zu § 18: 

In den Z 1 bis 5 des Abs. 1 wird angeführt, was Veranlassung zur 
Seuchenanzeige geben kann. Da die IBR/IPV eine langsam fortschrei­
tende Seuche ist, kann davon abgesehen werden, eine unverzügliche 
Anzeige, wie sie im Tierseuchengesetz vorgesehen ist, vorzuschrei­
beni es genügt vielmehr die Anzeige binnen 24 Stunden zu erstatten. 

zu § 19: 

Der Umfang der diagnostischen Maßnahmen, die bei Verdacht der 
IBR/IPV zu ergreifen sind, wird von Fall zu Fall davon abhängig 
sein, unter welchen Umständen der Verdacht entstanden ist. Die 
Erhebungen setzen die Mitwirkung der Tierhalter voraus, da oft nur 

sie die relevanten Auskünfte erteilen und Unterlagen, insbesondere 
Zeugnisse, zur Verfügung stellen können. 

zu § 20: 
Für IBR/IPV-verseuchte Bestände werden ähnliche veterinärhygieni­
sche Sicherungsmaßnahmen normiert, wie sie sich auch bei der Be­

kämpfung der Tuberkulose der Rinder, des Abortus Bang und der 
enzootischen Rinderleukose bewährt haben. 

zu § 21 Abs. 1: 
Vom seuchenhygienischen Standpunkt aus ist es nicht notwendig, daß 
die Behörde selbst die Entfernung der Reagenten aus dem Bestand, 

ihre Tötung und ihre Verwertung vornimmt. Es genügt, wenn die 

Veterinärbehörde den Weg der Tiere vom Stall bis zur Schlachtung 

kontrolliert. 
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zu § 21 Abs. 3: 

Die Ausmerzfristen sind so kurz wie möglich zu halten, da anson­
sten mit der Ansteckung weiterer Tiere trotz der vorgeschriebenen 
Absonderung der IBR/IPV-Reagenten zu rechnen ist. 
zu § 21 Abs. 4: 

Bei Verseuchungsgraden von 75 % und darüber ist die Ausmerzung des 
ganzen Bestandes vorzuziehen, da in diesen Fällen erfahrungsgemäß 

nur dadurch in solchen Beständen die Seuche wirksam bekämpft wer­
den kann. 

zu § 22 Abs. 1: 

Die Ausmerzentschädigung stellt einen Beitrag für den mit der 
Abgabe der IBR/IPV-Reagenten möglichen finanziellen Verlust dar. 

Voraussetzung für die Leistung der Ausmerzentschädigung ist, daß 
sämtliche auszumerzenden Rinder eines Bestandes innerhalb der 

festgesetzten Frist zur Schlachtung abgegeben wurden. 
zu § 22 Abs. 2: 

Die Entschädigung in fester Höhe ergibt eine beträchtliche Ver­
ringerung des Verwaltungsaufwandes. Die Entschädigung und die 

vorgesehenen Betriebszuschläge für Bergbauern und Züchter sind in 

gleicher Höhe wie nach dem Bangseuchen-Gesetz und dem Rinderleu­
kosegesetz festgelegt. 

zu § 23: 

Die Schlußdesinfektion ist nach den bewährten Grundsätzen des 
Tierseuchengesetzes vorzunehmen. 

zu § 23 Abs. 2: 

Ziel der Nachuntersuchungen ist die Feststellung des Erlöschens 
der IBR/IPV im betroffenen Bestand, was dann gegeben ist, wenn bei 

zwei aufeinanderfolgenden Nachuntersuchungen nur negative Befunde 

ermittelt wurden. 

zu § 24: 
In gewissen Fällen wird es nötig sein, einzelne Rinder, einzelne 

Rinderbestände oder zusammengehörende Gruppen solcher Bestände im 
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Interesse der Aufdeckung eines vermutlichen Seuchenherdes serolo­
gisch zu untersuchen, ohne daß ein Seuchenverdacht oder An­

steckungsverdacht bei diesen Tieren vorliegt. Die Behörde ist 
daher zu ermächtigen, in solchen Fällen die nötigen Untersuchungen 

vorzunehmen. Handelt es sich hiebei um Untersuchungen in größerem 
Ausmaß, so ist im Hinblick auf die Bedeutung des Falles und der 
Höhe der dem Bund aus der Untersuchung erwachsenden Kosten dem 
Bundeskanzler die Anordnung vorbehalten. 

zu § 25: 
Die IBR/IPV ist in ähnlicher Weise wie Rindertuberkulose, Rinder­
leukose und Abortus Bang zu bekämpfen. Im Interesse eines mög­
lichst geringen Verwaltungsaufwandes wurde daher, so wie im Bang­
seuchen- und im Rinderleukosegesetz, der Landeshauptmann ermäch­
tigt, gewisse Kompetenzen an die Bezirksverwaltungsbehörde zu 

delegieren. 

zu § 26: 

In dieser Bestimmung ist - wie auch im Bangseuchen- und im Rinder­
leukosegesetz - vorgesehen, daß der Bund die Kosten der Sanierung 

der Rinderbestände tragen soll (siehe hiezu auch Punkt I Allge­
meines). Es wäre unzumutbar, diese Kosten den betroffenen Tier­
haltern anzulasten. Die Aufrechterhaltung der IBR/IPV-Freiheit der 
Rinderbestände dient in erster Linie der Zuchttauglichkeit und 
Exportfähigkeit der Tiere und liegt daher vorwiegend im Interesse 
der Tierhalter. Die Kosten dieser Maßnahmen sind daher auch vom 

Tierhalter zu tragen. Dazu zählen insbesondere die Kosten der 

periodischen Untersuchung. 

zu § 28: 
Diese Bestimmung enthält die zur Durchsetzung der in diesem Bun­
desgesetz festgelegten Normen erforderlichen und angemessenen 

Strafsanktionen. 
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zu § 29: 

Um den Verkehr mit Zucht- und Nutzrindern während der ersten Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes nicht zu behindern, ist es nötig, 

für diese Zeit Erleichterungen vorzusehen. Dies erscheint vertret­
bar, da der Verseuchungsgrad in Österreich gering ist. 

zu § 30: 

Es erscheint vertretbar, während der ersten Jahre nach Inkraft­
treten des IBR/IPV-Gesetzes auch nach ein e r negativ verlau­

fenden Bestandsuntersuchung einen Rinderbestand als IBR/IPV-frei 
anzuerkennen, vorausgesetzt, daß die IBR/IPV während der letzten 

drei Jahre nicht zur amtlichen Kenntnis gelangt ist. Dabei ist es 
gleichgültig ob diese Bestandsuntersuchung im amtlichen Auftrag 

erfolgte oder auf Grund privater Initiative. 

zu § 31: 

Durch diese Übergangsbestimmung sollen die nach den bisherigen 

Richtlinien begonnenen Verfahren zur Erleichterung der administra­
tiven Umstellung noch nach diesen Richtlinien abgeschlossen werden 
können. 

zu § 32: 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Bundesgesetz, wie z.B. die 

Bestimmung von Untersuchungsstellen gemäß § 4 leg.cit., werden 
bereits ab dem Datum seines Inkrafttretens erforderlich sein. Es 

müssen daher bereits vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes 

Verordnungen erlassen werden können, die frühestens zugleich mit 

dem Gesetz in Kraft treten. 
Der in Aussicht genommene Termin für das Inkrafttreten dieses 
Bundesgesetzes ist der 1. Jänner 1990. Die VOllzugsbestimmungen 
gründen sich auf die einschlägigen Bestimmungen des Bundesmini­
steriengesetzes 1986 (BMG), BGB1.Nr. 76/1986, in der Fassung 

BGB1.Nr. 287/1987. 
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